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Betriebe schultern Kosten der
öffentlichen Verwaltung
BAUKOLLEGIUM: Ausbau des Breitbandnetzes muss in der Peripherie dringend fortgesetzt werden

Gegen die Abwälzung öf-
fentlicher Verwaltungs-

kosten auf private Unterneh-
men wehrt sich das Kollegi-
um der Bauunternehmer. Bei
der öffentlichen Ausschrei-
bung von Lieferungen,
Dienstleistungen und Arbei-
ten auf telematischem Wege
über das elektronische An-
kaufsystem der Autonomen
Provinz Bozen ist genau dies
der Fall: Die Kosten für die
Systemverwaltung müssen
die Zuschlagsempfänger tra-
gen.
Vorgesehen ist dies im Vertrag
zwischen der Autonomen Pro-
vinz Bozen und dem Betreiber
des Systems, der i-Faber AG. Der
an i-Faber zu überweisende Be-
trag ist ein Prozentsatz auf den
endgültig zugeschlagenen Ver-
tragspreis. „Zwar wurden die
Prozentsätze zur Berechnung
der Beträge kürzlich nach unten
korrigiert, dennoch zahlt bei-
spielsweise ein Zuschlagsemp-
fänger bei einer Arbeit mit Ver-
tragspreis von fünf Millionen
Euro 24.000 Euro an i-Faber“, er-
klärt Florian Baumgartner, Ge-
schäftsführer des Kollegiums der
Bauunternehmer.

„Gerade in diesen wirtschaft-
lich so schwierigen Zeiten ist
diese Zusatzbelastung absolut
untragbar. Wir können hier auch
beim besten Willen keine Form
der öffentlich-privaten Partner-
schaft erkennen, wie dies von
Seiten des Landes immer be-
hauptet wird“, ergänzt der Präsi-
dent des Kollegiums der Bauun-
ternehmer, Thomas Ausserhofer

(Unionbau GmbH).
Aus einer Mitteilung der

Agentur für öffentliche Verträge
geht klar hervor, dass alle Verga-
bestellen, welche in das Infor-
mationssystem für öffentliche
Verträge aufgenommen wurden,
alle Dienste des Systembetrei-
bers (i-Faber) für die gesamte
Dauer des Vertrages in An-
spruch nehmen können. „Es ist

somit eindeutig, dass dies kein
Dienst für Unternehmen ist und
somit auch nicht von diesen be-
zahlt werden sollte“, so Ausser-
hofer. Das Kollegium der Bauun-
ternehmer schlägt daher vor,
dass das Land den Betrieben un-
kompliziert und ohne großen
Aufwand unterstützend entge-
genkommen sollte, indem es die
Zahlungsverpflichtung an i-Fa-
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ber ein für alle Mal aufhebt.
Die elektronische Plattform

soll helfen, möglichst unbüro-
kratisch und transparent die vie-
len Ausschreibungen abzuwi-
ckeln. Gleichzeitig ist auch für
die Betriebe die Angebotsabga-
be unkomplizierter: Per Maus-
klick können die notwendigen
Dokumente zur Angebotsabga-
be online abgegeben werden.
Allerdings gibt es in vielen Lan-
desteilen immer noch kein
Breitbandnetz, wodurch die An-
gebotsabgabe nicht immer so
einfach ist wie gewünscht. „Ge-
rade in der Peripherie haben
viele Betriebe noch keinen
schnellen Internetzugang. Ohne
Breitbandnetz können aber gro-
ße Dokumente nur mit einem
immensen Zeitaufwand hoch-
geladen werden“, so Ausserho-
fer. Auch hier besteht somit
dringender Handlungsbedarf. W

Wie funktioniert die direkte
Bezahlung des Subunterneh-
mers durch die Vergabestelle?
Fabrizio Rensi *: Seit jeher gibt
es die Möglichkeit, dass die
Vergabestelle die Subunter-
nehmer direkt für ihre Leistun-
gen bezahlt. Voraussetzung hier-
für ist allerdings, dass diese Ent-
scheidung in der Ausschreibung
oder im Einladungsschreiben
kundgemacht wird. Da es sich
um eine vom Gesetz vorgesehe-
ne Möglichkeit handelt, bedarf
es keiner besonderen Begrün-
dung für diese Entscheidung.
Wenn sich die Vergabestelle al-
lerdings nicht für diese Möglich-
keit entscheidet, dann bleibt die

direkte Bezahlung des Subunter-
nehmers eine Ausnahme, die
nur innerhalb bestimmter ge-
setzlicher Vorgaben erlaubt ist.
Eine dieser Ausnahmen ist bei-
spielsweise jene im Fall einer
Weitervergabe einer sogenann-
ten SIOS-Kategorie, wo vom Ge-
setz her vorgesehen ist, dass die
Vergabestelle den Unterauftrag-
nehmer bezahlt.
Die direkte Bezahlung des Sub-

unternehmers kann auch auf-
grund des sogenannten Unter-
nehmerstatus (Statuto delle
imprese) oder in Übereinstim-
mung mit der Landesgesetzge-
bung erfolgen. Diese sieht näm-
lich vor, dass sich der Subunter-
nehmer an die Vergabestelle
wenden kann, wenn der Haupt-
auftragnehmer ohne Begrün-
dung den Subunternehmer
nicht bezahlt. Laut Landesgesetz
gewährleistet die Vergabestelle
bei Weitervergaben die Bezah-
lung der Subunternehmer in den
anfallenden Baufortschritten.

* Fabrizio Rensi ist Rechtsexperte
im Unternehmerverband
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